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144. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Anerkennung und Voll-
streckung ausländischer Schiedssprüche 
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146. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die internationale 
Geltung von Strafurteilen 

 

144. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche 

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten ihre 
Beitrittsurkunde zum Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schieds-
sprüche (BGBl. Nr. 200/1961, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 104/2002) hinter-
legt: 

Staaten: Datum der Hinterlegung der 
Beitrittsurkunde: 

Dominikanische Republik 11. April 2002 
Mauretanien 30. Jänner 1997 

Schüssel 

145. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche 

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen hat Brasilien am 7. Juni 2002 seine 
Beitrittsurkunde zum Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schieds-
sprüche (BGBl. Nr. 200/1961, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 144/2002) hinter-
legt: 

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs zufolge hat das Vereinigte Königreich am 28. Mai 
2002 den Geltungsbereich des Übereinkommens auf Jersey ausgedehnt und nachstehende Erklärung ab-
gegeben: 

Gemäß Art. 1 Abs. 3 findet das Übereinkommen auf die Vogtei Jersey nur auf die Anerkennung und 
Vollstreckung solcher Schiedssprüche Anwendung, die in dem Hoheitsgebiet eines anderen Vertragsstaa-
tes ergangen sind. 

Schüssel 

146. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen 
Übereinkommens über die internationale Geltung von Strafurteilen 

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Georgien am 25. März 2002 seine Ratifika-
tionsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die internationale Geltung von Strafurteilen 
(BGBl. Nr. 249/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 152/2001) hinterlegt. 

Anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Georgien nachstehende Erklärungen abge-
geben bzw. Vorbehalte erklärt: 
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Erklärungen: 
Gemäß Art. 19 Abs. 2 des Übereinkommens behält sich Georgien das Recht vor zu verlangen, dass 

Ersuchen um Vollstreckung des Urteils und die beigefügten Schriftstücke mit einer Übersetzung ins Ge-
orgische, Englische oder Russische versehen sein müssen, sofern diese Schriftstücke nicht in einer der 
oben genannten Sprachen abgefasst sind. 

Georgien ist nicht in der Lage, die Verantwortlichkeit für die Erfüllung der vom Übereinkommen 
auferlegten Verpflichtungen in den Gebieten Abchasien und Cchinvali zu übernehmen, solange nicht die 
volle Gerichtsbarkeit Georgiens über diese Gebiete wieder hergestellt ist. 

Vorbehalte: 
Gemäß Art. 61 Abs. 1 des Übereinkommens behält sich Georgien das Recht vor: 

 a) die Vollstreckung des Urteils abzulehnen, wenn es der Auffassung ist, dass sich die Strafe auf 
eine fiskalische strafbare Handlung bezieht; 

 b) die Vollstreckung einer Sanktion für eine Handlung abzulehnen, die nach dem Recht Georgiens 
nur von einer Verwaltungsbehörde behandelt werden könnte; 

 c) die Vollstreckung des Urteils abzulehnen, das von den Behörden des ersuchenden Staates zu 
einem Zeitpunkt erlassen wurde, in dem das Strafverfahren hinsichtlich der mit dem Urteil sank-
tionierten Handlung nach georgischem Recht infolge Verjährung ausgeschlossen gewesen wäre; 

 d) die Vollstreckung von in Abwesenheit verhängten Sanktionen und Strafverfügungen abzulehnen; 
 e) die Anwendung der Bestimmung des Art. 8 dort abzulehnen, wo Georgien eine ursprüngliche 

Zuständigkeit hat, und in diesen Fällen nur die Gleichwertigkeit der die Verjährung unterbre-
chenden oder hemmenden Maßnahmen anzuerkennen, die im ersuchenden Staate vorgenommen 
worden sind. 

Schüssel  
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